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STADTGEMEINDE NEULENGBACH 
 

 VERHANDLUNGSSCHRIFT Nr. GR/176/2018 
 

über die  

ÖFFENTLICHE SITZUNG  
DES GEMEINDERATES 

 

Am: 04.September 2018  

Beginn: 19.30 Uhr 

Ende: 20.26 Uhr 

Die Einladung erfolgte fristgerecht durch Einzeleinladung. 

Anwesend waren: 

 Vorsitzende(r): 

Herr BGM Franz Wohlmuth VPN  

 stv. Vorsitzende(r): 

Herr Ing.Mag.Vizebgm. Alois Heiss VPN  

 Stadträte: 

Herr STR Josef Fischer SPÖ  
Herr STR Mag.Dr. Raimund Heiss VPN  
Herr STR Dipl.-Ing. Ferdinand Klimka VPN  
Frau STR Mag. Barbara Löffler GRÜNE  
Frau STR Beate Raabe-Schasching MA
 SPÖ 

 

Frau STR Maria Rigler VPN  
Herr STR Jürgen Rummel VPN  
Herr STR Gerhard Schabschneider VPN  

 Gemeinderäte: 

Frau GR DI Barbara Doupovec VPN  
Herr GR Mario Drapela SPÖ  
Frau GR Sabine Engelmaier-Zinner MBA BEd
 GRÜNE 

 

Herr GR Ewald Figl VPN  
Herr GR Christof Fischer SPÖ  
Herr GR ÖkRat Karl Gfatter VPN  
Frau GR Andrea Hackl SPÖ  
Frau GR Magdalena Hajek VPN  
Herr GR Karl Hollaus VPN  
Herr MAS GR Michael Hütter VPN  
Frau GR Sonja Koschina Mag. (FH) MA NEOS  
Herr GR Ing. Florian Lang FPÖ  
Herr GR Eduard Müller VPN  
Herr GR Heinz Ofenschüßel GRÜNE  
Frau GR Michaela Rauschka  
Herr GR Karl Ryznar SPÖ  
Herr GR Manfred Schweighofer SPÖ  
Herr GR Mag.jur. Florian Steinwendtner VPN  
Herr GR Ing. Stefan Wisberger VPN  
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 Beratende Stimme: 

Herr STADir. Leopold Ott  

 Schriftführer: 

Herr AL Christian Kogler  
 
 

Nicht anwesend waren: 
 

 Gemeinderäte: 

Herr GR Christoph Bauer VPN entschuldigt 
Herr GR Bernhard Karrer VPN entschuldigt 
Frau GR Brigitte Kos SPÖ entschuldigt 
Herr GR Dominik Steindl FPÖ entschuldigt 
 

Anwesenheitsverhältnis:   TOP 1. – 2. 28/33 
     TOP 3. – 16. 29/33 
 
Die Sitzung war beschlussfähig und öffentlich. 
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TAGESORDNUNG: 

Öffentliche Sitzung 

 1.  Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 2.  Genehmigung des letzten Sitzungsprotokolls 
 3.  Angelobung eines neuen Mitgliedes im Gemeinderat der Stadtgemeinde Neuleng-

bach 
 4.  Ergänzungswahlen in die Gemeinderatsausschüsse 
 5.  Änderung der Katastralgemeindegrenze zwischen Neulengbach und Großweinberg 
 6.  Wiener Straße 201 - Fenstertausch 
 7.  Erweiterung Friedhofskapelle Neulengbach - Grundsatzbeschluss und Auftrags-

vergaben 
 8.  Förderung  NÖ Wasserwirtschaftsfonds - WVA Neulengbach BA 29 Sanierung 
 9.  Ausstellung EGON SCHIELE 100. TODESTAG Originalwerke und -dokumente aus 

der Sammlung GRADISCH“; Subventionsansuchen Kulturvereinigung Neulengbach 
 10.  Subventionsansuchen des Vereins für Kleinkunst "KURT" 
 11.  RHB Kirschnerwaldbach - Vergabe der Bauleistungen 
 12.  Kindergarten Akademie - Neuasphaltierung der Innenanlagen 
 13.  Gleichstellungs- und Frauenförderprogramm Neulengbach 
 14.  Vertrag über die Benützung von öffentlichem Wassergut für den Generationen-

Fitness-Park 
 15.  Korrektion Grenzverlauf Langstadlingerweg 
 16.  Kriegerpark - Versetzung des Kriegerdenkmals 
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PROTOKOLL: 
 
  

TOP  1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 

Berichterstatter: Bgm. Franz Wohlmuth 
 
Sachverhalt: 
 
Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Damen und Herren, stellt die ordnungsgemäße 
Einladung und mit einem Anwesenheitsquorum von 28/33 zu Beginn der Sitzung die Be-
schlussfähigkeit fest. 
 

 

 

 

Sachbearbeiter: DIR zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  2. Genehmigung des letzten Sitzungsprotokolls 

 

Berichterstatter: Bgm. Franz Wohlmuth 

 
Sachverhalt: 
 
Das Protokoll der letzten Sitzung wurde den Fraktionsobleuten rechtzeitig zur Verfügung 
gestellt. Auf eine Verlesung wurde verzichtet. Gegen das Protokoll wurden keine Einwände 
erhoben. Somit gilt dieses als genehmigt. 

 

 

 

 

Sachbearbeiter: DIR zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  3. Angelobung eines neuen Mitgliedes im Gemeinderat der Stadtge-
meinde Neulengbach 

Berichterstatter: Bgm. Franz Wohlmuth 
 

Sachverhalt: 
 
Herr Michael Braitner hat am 25. Juli 2018 schriftlich auf sein Gemeinderatsmandat verzichtet. 
 
Vom Zustellungsbevollmächtigten der Wahlpartei „SPÖ“ wurde folgendes Ersatzmitglied zur Nachbe-
setzung auf das freigewordene Gemeinderatsmandat bekannt gegeben: 
 
Herr Karl Ryznar, geb. 10.09.1950 
Umsee 16, 3040 Neulengbach 
 
Die Berufung gilt gem. § 114 (4) NÖ Gemeindeordnung als angenommen, da innerhalb der gesetzlich 
normierten Frist keine Verzichtserklärungen eingelangt sind. 
 
Das anzugelobende Ersatzmitglied leistet gem. § 97 (3) NÖ Gemeindeordnung vor dem Bürgermeis-
ter folgendes Gelöbnis: 
 
„Ich gelobe, die Bundes- und Landesverfassung und alle übrigen Gesetze der Republik Österreich 
und des Landes Niederösterreich gewissenhaft zu beachten, meine Aufgabe unparteiisch und unei-
gennützig zu erfüllen, das Amtsgeheimnis zu wahren und das Wohl der Stadtgemeinde Neulengbach 
nach bestem Wissen und Gewissen zu fördern“ 
 
Herr Ryznar ist damit mit sofortige Wirkung Gemeinderat der Stadtgemeinde Neulengbach. 
 

Finanzierung: 

Eine Bedeckung der sich aus der Bestellung ergebenden Ansprüche auf GR-Entschädigung ist im VA 
2018 unter dem Ansatz 1/0000-7210 gegeben. Es ergibt sich keine Änderung in den Entschädigungs-
ansprüchen. 

 

 

 

Sachbearbeiter: DIR zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  4. Ergänzungswahlen in die Gemeinderatsausschüsse 

Berichterstatter: Bgm. Franz Wohlmuth 
 

Sachverhalt: 

 
Nach dem Amtsverzicht von Herrn Michael Braitner BA MA auf sein Mandat im Gemeinderat der 
Stadtgemeinde Neulengbach ergeben sich folgende Änderungen: 
 
Bisherige Mitgliedschaften in Gemeinderatsausschüssen: 
 
Gemeinderatsausschuss   bisher besetzt von 
Generationen, Familie und Soziales  GR Michael Braitner BA MA 
 
Wirtschaft und Tourismus   GR Michael Braitner BA MA 
 
Raumordnung und Gemeindeentwicklung GR Michael Braitner BA MA 
 
 
Von der Wahlpartei Sozialdemokratische Partei Österreichs wurde folgendes Gemeinderatsmitglied 
für die Ergänzungswahlen vorgeschlagen: 
 
Gemeinderatsausschuss   vorgeschlagene Mitglieder 
Generationen, Familie und Soziales  GR Karl Ryznar 
 
Wirtschaft und Tourismus   GR Karl Ryznar 
 
Raumordnung und Gemeindeentwicklung GR Karl Ryznar 
 
Sowohl die Abberufung als auch der Vorschlag für die Ergänzungswahlen wurden ordnungsgemäß 
von mehr als der Hälfte der Gemeinderäte der Wahlpartei SPÖ unterschrieben. 
 
 
In der kommenden Gemeinderatssitzung sind die Ergänzungswahlen unter Berücksichtigung der 
Bestimmungen von § 103 NÖ Gemeindeordnung durchzuführen. 
 
Zu Wahlhelfern werden folgende Personen bestellt: 
 
GR Hütter 
GR Drapela 
 
Für den Wahlvorgang unterbricht Herr Bürgermeister Franz Wohlmuth die Sitzung in der Zeit von 
19.33 bis 19.50 Uhr. 
 
Nach Durchführung der Wahl und Auszählung der Stimmzettel nimmt Herr Bürgermeister Franz 
Wohlmuth die Sitzung wieder auf und gibt folgendes Wahlergebnis bekannt: 
 
 
Ergänzungswahl in den Gemeinderatsausschuss für Generationen, Familie und Soziales 
 
GR Karl Ryznar  28 Stimmen 
 
Ergänzungswahl in den Gemeinderatsausschuss für Wirtschaft und Tourismus 
 
GR Karl Ryznar  28 Stimmen 
 
Ergänzungswahl in den Gemeinderatsausschuss für Raumordnung und Gemeindeentwicklung 
 
GR Karl Ryznar  28 Stimmen 
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Nachdem der Gewählte die Wahlen annimmt ist er nun Mitglied in den genannten Ausschüssen. 
 
 
Vorberatungen: 
Diese Angelegenheit wird ohne gremiale Vorberatung eingebracht. 
 
Zuständigkeit: 
Die Zuständigkeit liegt gem. § 35 Zif. 7 NÖ Gemeindeordnung beim Gemeinderat. 
 
 

Finanzierung: 
Keine finanzielle Auswirkung. 
 

 

 

 

Sachbearbeiter: DIR zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  5. Änderung der Katastralgemeindegrenze zwischen Neulengbach 
und Großweinberg 

Berichterstatter: Bgm. Franz Wohlmuth 

 

Sachverhalt: 
 

 
Die Alpenland Gemeinnützige Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossenschaft mbH ist Eigentü-
merin der Grundstücke Nr. 150/1 in der KG Neulengbach sowie Nr. 71 und Nr. 72 in der KG 
Großweinberg. Diese Grundstücke bilden eine Liegenschaft, auf der ein Wohnbauprojekt 
nach einem Architekturwettbewerb realisiert werden soll. Dieses Projekt sieht eine homoge-
ne Bebauung samt Tiefgarage über beide Grundstücke vor. Die o.a. Grundstücke sollen da-
her vereinigt werden, wobei hier die Katastralgemeindegrenze zwischen den Katastralge-
meinden Neulengbach und Großweinberg die Liegenschaft teilt und somit eine Vereinigung 
derzeit rechtlich nicht möglich ist. 
 
Für gegenständlichen Bereich ist im Flächenwidmungsplan eine Aufschließungszone im Sin-
ne der Freigabebedingungen freigegeben und ein Teilbebauungsplan erlassen worden. Die 
widmungsgemäße Verwendung der Liegenschaft ist daher durchaus auch im öffentlichen 
Interesse der Stadtgemeinde Neulengbach gelegen. 
 
Die Stadtgemeinde Neulengbach (ö. Gut) ist Eigentümerin des an die gegenständliche Lie-
genschaft angrenzenden Grundstückes Nr. 243 (Weg) KG Großweinberg.  
 
Vorweg wird das Grundstück Nr. 71 auf die Grundstücke Nr. 71/1 und 71/2 sowie das 
Grundstück Nr. 243 auf die Grundstücke Nr. 243/1 und 243/2 abgeteilt. Diese Teilungen ge-
hen der Verlegung der Katastralgemeindegrenzen voraus. 
 
Die Änderung der Katastalgemeindegrenze ist daher wie folgt geplant: 
 
Von der Katastalgemeinde 19721 Großweinberg zur Katastalgemeinde 19737 Neulengbach: 
 
Grundstück Nr. 71/1 im Ausmaß von 659 m² 
Grundstück Nr. 71/2 im Ausmaß von 3.386 m² 
Grundstück Nr. 72 im Ausmaß von 5.016 m² 
Grundstück Nr. 243/2 im Ausmaß von 294 m² 
 
Näheres ist dem beiliegenden Flächenverzeichnis zu entnehmen.  
 
Gemäß § 7 des Vermessungsgesetzes ist die Neuschaffung, Änderung oder Auflassung von 
Katastralgemeinden vom Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen nach Anhörung der 
Gemeinde im Einvernehmen mit dem Präsidenten des zuständigen Oberlandesgerichtes 
anzuordnen, wenn  
 

• eine Änderung von Ortsgemeindegrenzen eintritt, die zu gleich Grenzen von Katastral-
gemeinden sind, 

• dies zur Erhaltung der topographischen Abgrenzung erforderlich ist, oder 

• dies im Interesse der Verwaltungsvereinfachung liegt.   
 
Es wäre daher die Änderung der Katastralgemeindegrenze zwischen Neulengbach und 
Großweinberg gemäß dem vorliegenden Lageplan GZ 4039 vom 25.07.2018 (zeichnerische 
Darstellung der Katastralmappe) der TERRAGON VERMESSUNG ZT-GmbH, 3100 St. Pöl-
ten, Eichendorffstraße 65, zu beschließen.  
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Vorberatung:  
Die Angelegenheit wurde in keinem Ausschuss vorberaten. 
 
Zuständigkeit:  
Gemäß den Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung ist die Zuständigkeit des Gemeinde-
rates gegeben. 
 
 

Finanzierung: 

Keine unmittelbare finanzielle Auswirkung. 
 
 

Anlagen: 
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Beschlussantrag: 
 

1. Der Gemeinderat wolle die Änderung der Katastralgemeindegrenze zwischen Neu-
lengbach und Großweinberg gemäß beiliegendem Lageplan GZ 4039 vom 
25.07.2018 der TERRAGON VERMESSUNG ZT-GmbH, 3100 St. Pölten, Eichen-
dorffstraße 65, samt Flächenverzeichnis und Erläuterungsbericht beschließen. 
 

2. Der Gemeinderat möge der Teilung des Grundstückes Nr. 243 KG Großweinberg (öf-
fentliches Gut) auf die Grundstücke Nr. 243/1 und 243/2 zustimmen. 
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Beschluss: 
 

1. Der Antrag wird angenommen 
2. Der Antrag wird angenommen 

 

 

Abstimmungsergebnis: 
 

1. Einstimmig 
2. Einstimmig 

 

  

Sachbearbeiter: BA zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  6. Wiener Straße 201 - Fenstertausch 

Berichterstatter: STR Josef Fischer 

 

Sachverhalt: 
 

Das Gebäude „Wiener Straße 201“ wurde Mitte der 90er-Jahre errichtet. Seit geraumer Zeit 
gibt es immer wieder Probleme mit den Fenstern, die zwischenzeitlich in die Jahre gekom-
men sind. Reparaturen und Sanierungen wurden laufend durchgeführt, dennoch ist nun ein 
Fenstertausch bei allen 10 Wohnungen unumgänglich.  
 
a) Für die Ingenieurleistungen und Bauaufsicht wurde von der  NK Kommunal Projekt GmbH, 
Umseerstraße 285, 3040 Neulengbach ein Angebot in der Höhe von 4.472,00 Euro (exkl. 
Ust.) vorgelegt, welches zu beschließen wäre.  
 

 

 
Datum: 10.08.2018 

Betreff:  

Honorarangebot für Planer und Koordination 

Projekt:  AUSTAUSCH FENSTER WIENERSTRASSE 201  

               3040 NEULENGBACH 
                
 
Wir bedanken uns für die Einladung zur Offertlegung betreffend o.a. Projekt und übersenden Ihnen 
in der Anlage unser Offert auf Basis der angeführten Grundlagen.  

 

Grundlagen 

• Besprechung vom 18.07.2018 

• Kostenvorgabe von ca. € 60.000,-- netto, ohne Honorare udgl. 

• Honorarordnung für Architekten (HOA) 2002 als Kalkulationsbasis 
 

Leistungszusammenstellung und Honorarberechnung 
 
Als Übersicht für die Berechnung des Gesamthonorars bitten wir wie folgt an: 
 

1.1. Planung: 
 

• Kostenermittlungsgrundlagen  

Ermitteln der Mengen und Massen als Grundlage für das Aufstellen der Leistungsverzeichnis-
se, auch unter Verwendung der Beiträge anderer an der Planung fachlich Beteiligter (Sonder-
fachleute). 
Aufstellen von ausschreibungsreifen Leistungsverzeichnissen mit Leistungs-beschreibungen, 
positionsweise nach Gewerken, gegebenenfalls unter  



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 14 von 95 
 

Verwendung standardisierter Leistungsbeschreibungen. 
Abstimmen und Koordinieren der Leistungsverzeichnisse und Kostenanschläge der anderen 
an der Planung fachlich Beteiligten (Sonderfachleute). 
Ermittlung der Herstellungskosten nach ortsüblichen Preisen auf Basis der Leistungsver-
zeichnisse und unter Verwendung der Kostenanschläge der anderen an der Planung fachlich 
Beteiligten (Sonderfachleute) als Kostenanschlag (z.B. nach ÖNORM B1801-1). 
 

• Technische Oberleitung  

Beratung und Vertretung des Auftraggebers in den Belangen der Planung im Zuge der Teil-
leistungen: 
Führung der notwendigen Verhandlungen mit Behörden, Sonderfachleuten und sonstigen 
mit der Planung in Zusammenhang stehenden Dritten im Einvernehmen mit dem Auftragge-
ber. 
Aufstellung eines Planungszeitplanes und eines Grobzeitplanes der Gesamtabwicklung der 
Herstellung des Bauwerkes. 
Koordination und Integration der Leistungen anderer an der Planung fachlich Beteiligter 
(Sonderfachleute). 
Überprüfung und Freigabe von Werkzeichnungen der ausführenden Firmen, sowie letzte Klä-
rung von erforderlichen, die Planung ergänzenden konstruktiven Einzelheiten. 
 

• Geschäftliche Oberleitung  

Zusammenstellung der Ausschreibungsunterlagen für alle Leistungsbereiche 
Durchführung der Ausschreibung. 
Einholung der Angebote. 
Überprüfung und Bewertung der Angebote. 
Klärende Gespräche mit den Bietern. 
Mitwirkung bei der Auftragserteilung. 
Aufstellung eines Zeit- und Zahlungsplanes. 
Feststellung der anweisbaren Teil- und Schlusszahlungen unter Zugrundelegung der Prüfer-
gebnisse der örtlichen Bauaufsicht. 
 

1.2. Bauaufsicht: 
 

Örtliche Vertretung der Interessen des Auftraggebers einschließlich der Ausübung des Haus-
rechtes auf der Baustelle. 
Aufstellen und Überwachen der Einhaltung des Zeitplanes für die Gesamtabwicklung der 
Herstellung des Bauwerkes. 
Örtliche Überwachung der Herstellung des Bauwerkes, leitend für den Gesamtablauf sowie 
koordinierend bezüglich der Tätigkeit der anderen an der Bauüberwachung fachlich Beteilig-
ten (Sonderfachleute) gemäß §2 Abs. 6, insbesondere mit nachstehenden weiteren Teilleis-
tungen: 
Überwachung auf Übereinstimmung mit den Plänen, Leistungsverzeichnissen, Verträgen und 
Angaben aus dem Bereich der künstlerischen und technischen Oberleitung, auf Einhaltung 
der technischen Regeln und der behördlichen Vorschreibungen. 
Direkte Verhandlungstätigkeit mit den ausführenden Unternehmen. 
Örtliche Koordinierung aller Lieferungen und Leistungen. 
Kontrolle der für die Abrechnung erforderlichen Aufmessungen. 
Prüfung aller Rechnungen auf Richtigkeit und Vertragsmäßigkeit. 
Abnahme der Bauleistungen unter Mitwirkung der an der Planung und Bauüberwachung 
fachlich Beteiligten (Sonderfachleute) mit Feststellung von Mängeln und Gewährleistungs-
fristen. 
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Honorarermittlung: 

Gemäß Vorgabe des Auftraggebers belaufen sich die geschätzten Errichtungskosten auf            ca. € 
60.000,-- netto. 

 
€ 60.000,-- x 0,065 = €  3.900,-- netto 
 

Sollte die Abrechnungssumme unter € 60.000,-- liegen, kommt der Betrag als Pauschale zur Verrech-
nung.  

Summe Honorar ohne  Nebenkosten (exkl. UST) €  3.900,00 

 

1.3. Planungskoordination: 
 

1. Leistungsumfang: 
 
a)Koordination der Umsetzung der allgemeinen Grundsätze der Gefahrenverhütung gemäß § 
7 ASchG bei Entwurf, Ausführungsplanung und Vorbereitung des Bauprojekts 
b)Erstellung eines Sicherheits- und Gesundheitsschutzplans gemäß § 7 BauKG 
 

Der Betrag für die Planungskoordination wird nach Übergabe des SIGE-Plans fällig 

 
Honorarermittlung: 

 
Pauschalbetrag für Planungskoordination:                 €   100,-- netto 

Summe Planungskoordination (exkl. UST) €  100,00 

 

1.4. Baukoordination: 
 

1. Leistungsumfang: 
 
a) Erstellen der Baustellenordnung 
 
b) Koordination und laufende Überwachung der die Umsetzung der für die Baustelle gelten-
den Bestimmungen über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit 
 
c) Laufende Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen der Baustellenordnung sowie 
des Sicherheits- und Gesundheitsschutzplans 
d) Organisation und Überwachung der Koordination der Tätigkeiten zum Schutz der Arbeit-
nehmer und zur Verhütung von Unfällen und berufsbedingten Gesundheitsgefährdungen 
zwischen den Arbeitgebern sowie deren gegenseitiger Information 

 
Der Betrag für die Baukoordination wird unter Annahme einer einmonatigen Bauzeit veranschlagten. 

Honorarermittlung: 
 

Pauschalbetrag für Baukoordination: €   300,-- netto 

Summe Baukoordination (exkl. UST) €   300,00 

Zusammenstellung Honorare: 
 

1.1 – 1.2 Ausschreibung, Bauaufsicht     €         3.900,-- 
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1.3 Planungskoordination       €            100,-- 
 
1.4 Baukoordination       €            300,-- 
 

Zwischensumme       €      4.300,-- 
 
Aufschlag Nebenkosten 4 %       €            172,-- 
 

Summe Honorar inkl. Nebenkosten (exkl. UST) €            4.472,-- 
 
 

Nebenkosten: 
 
Die Nebenkosten gemäß HOA, Allg. Teil § 9 (1) 

• Pkt. 1. Beschaffung erforderlicher Unterlagen, Grundlagen, Bestandsaufnahmen und dgl. 

• Pkt. 3. Vervielfältigungen von Schriftstücken und Zeichnungen, Plandrucke, Drucksachen und 
dgl. sowie Herstellung von EDV-Datenträger, die an den Auftraggeber, beigezogene Fachleu-
te, Ausführung Befasste oder sonstige mit der Planung, Bauaufsicht und der Bauausführung 
Befasste oder vom Auftraggeber benannte Dritte zu übergeben sind. 

• Pkt. 8. Wegzeiten und Fahrtkosten nach Zielen außerhalb des Gemeindegebietes in dem sich 
der Bürositz befindet. 

• Pkt. 9. Wegzeiten und Fahrtkosten innerhalb des Gemeindegebietes, in dem sich der Bürositz 
befindet, jedoch nur bei Leistungen, die nach dem Zeitaufwand verrechnet werden. 

• Pkt. 10. Wartezeiten bei Verrechnung nach dem Zeitaufwand, sofern sie nicht von uns zu 
vertreten sind.  

• Pkt. 13. Kosten für die Versicherung nach § 10 (2) und (3) 
 
werden pauschal mit 4% der reduzierten Honorarsumme verrechnet. 
 

Sonderleistungen, Fachplaner, Sonderfachleute: 
 
Sonderleistungen, wie eine Um- oder Neuplanung des Objektes nach bereits erfolgter Genehmi-
gung des Entwurfes seitens des Bauherrn sind nach gesonderter Vereinbarung abzurechnen und 
ausdrücklich nicht Bestandteil unseres Angebotes. 
Fremdleistungen, wie die Beschaffung erforderlicher Unterlagen (Bestandserhebungen, Bau-
grunduntersuchungen, Untersuchen für Bundesdenkmalamt, Bauphysik, Energieausweis, Geo-
meter, Schalltechnische Beratung, Tontechnik und dergleichen) müssen mit den jeweiligen Kon-
sulenten vereinbart und abgerechnet werden und sind daher in o.a. Summen nicht enthalten. 
 

Zusätzliche Leistungen: 
 
Für zusätzliche Leistungen außerhalb der zuvor angeführten Teilleistungen wird das Honorar 
nach tatsächlichem Zeitaufwand gemäß der Honorarordnung  (HOA, §5, Abs.5) zu einem Stun-
densatz (exkl. UST) verrechnet: 
 
a) €   78,-- für konzeptive und strategische Aufgaben 
b) €   57,-- für technische und wirtschaftliche Aufgaben 

Versicherung, Haftung: 
Wir haften entsprechend der Haftpflichtversicherung mit einer maximalen Deckungssumme von 
€ 500.000,--. 
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Veränderliche Preise: 

Veränderliche Preise, als Grundlage werden die vom Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-
beit veröffentlichten Baukostenveränderungen vereinbart. 

 

Termine: 
Nach gesonderter Vereinbarung mit dem AG, Arbeitsbeginn umgehend nach schriftlicher Beauf-
tragung. 

 
Anbotsbindung: 
 Unser Angebot ist bis 31.12.2018 gültig. 

 

Zahlung: 
Gemäß Arbeitsfortschritt erlauben wir Rechnungen zu stellen. 
Zahlungsziel: 14 Tage netto 
 

Sämtliche Preise verstehen sich netto ohne der gesetzlichen Umsatzsteuer. 
 

Wir hoffen, dass unser Angebot Ihren Vorstellungen entspricht und würden uns über eine Beauftra-
gung freuen. 
 
 

 
 
b) Weiters wurde von der NK Kommunal Projekt GmbH, Umseerstraße 285, 3040 Neuleng-
bach, folgender Vergabevorschlag vorgelegt:  

 
Datum: 08.08.2018 

 

Betreff: VERGABEVORSCHLAG KUNSTSTOFF-ALU FENSTER 
 

Projekt: AUSTAUSCH FENSTER WIENERSTRASSE 201 
 
Ergebnis der Preisanfrage zur Direktvergabe / Anhangverfahren 

1.) Allgemeines 

 
Die Leistungen für die Fenster der Volksschule Neulengbach wurden im Jänner 2018 im Ver-
handlungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung nach § 25 Abs 4 gemäß des Bundes-
vergabegesetzes 2006 ausgeschrieben. 
 
Als Best- und Billigstbieter wurde die Fa. REFORM Fenster GmbH aus 4407 Steyr/Gleink er-
mittelt. 
 
Für die Leistungen beim oben angeführten Bauvorhaben wurde ein Angebot zur Direkt-
vergabe gemäß §41 BVerG 2006, Fassung 2016 von der genannten Firma eingeholt. 
 
Die Vergabe erfolgt zu Festpreisen und zu den sonstigen Bedingungen lt. Angebotsbestim-
mungen der genannten Ausschreibungen. 
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2. Umfang der Ausschreibung 

 
Die Ausschreibung umfasste die Bau- und Lieferleistungen von Kunststoff-ALU Fenster für 
die 10 Wohnungen in der Wienerstrasse 201, 3040 Neulengbach. 
 
 
Folgende Leistungen sind enthalten: 
 Demontage der vorhandenen Elemente 
 Entsorgen der Altfenster 
 Liefern und versetzen von neuen Kunststoff-ALU Fenster 

Liefern und versetzen der erforderlichen Abdeckleisten im Bereich der  
Fenster Innen und Außen 

 Versetzen der Innen- und Außenfensterbretter 
 Liefern und versetzen von Insektenschutzgittern, wenn bereits vorhanden sind,  

sollten Mieter zusätzliche Insektenschutzgitter wollen, sind diese durch die 
Mieter zu bezahlen 

 Vorhanden Rollläden wieder versetzen, zusätzliche Rollläden sind von den Mietern  
selbst zu bezahlen 
 

3. Rechnerische Überprüfung 

 
Das Angebot wurde gemäß § 123, Abs. 2,Z.3, des Bundesvergabegesetzes 2006 überprüft. 
 

4. Angebotspreis 

 
Die Angebote basieren auf den Einheitspreisen der Ausschreibung im Verhandlungsverfah-
ren mit vorheriger Bekanntmachung für die Sanierung Fenster Volksschule Neulengbach  
Fehlende Positionen wurden ergänzt. 
Summe excl. MWST 
 
Die rechnerische und sachliche Prüfung ergibt folgenden Bestbieter: 

 
REFORM Fenster GmbH 
Im Stadtgut E1 
4407 Steyr/Gleink 
 
Auftragssumme 58.248,33 EUR exkl. 20% MwSt. abzügl. 3% Skonto 
 
Ergibt mit Skontoabzug eine Summe von 56.500,88 EUR exkl. 20% MwSt. 
 
 

 
Die Vergabe der Arbeiten an die Firma REFORM Fenster GmbH, mit einer Angebotssumme 
in der Höhe von 58.248,33 (exkl. Ust.) wäre zu beschließen.  
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Vorberatung: Die Angelegenheit wurde im Ausschuss für Liegenschaften am 23.8.2018 be-
handelt.  
 
Zuständigkeit: Gemäß § 35 Z. 22, lit f NÖ GO ist die Zuständigkeit des Gemeinderates ge-
geben. 
 
 

Finanzierung: 

Eine Bedeckung ist im VA 2018 aus den Mitteln der VH 54 und VH 15 gegeben. 
 
 

Beschlussantrag: 
 

a) Der Gemeinderat wolle die Kommunalprojekt GmbH, Umseerstraße 285, 3040 Neu-
lengbach mit den Ingenieurleistungen und der Bauaufsicht im Zuge des Fenstertau-
sches in der Wiener Straße 20, mit einer Auftragssumme in der Höhe von 4.472,00 
Euro (exkl. Ust.) beschließen.  
 

b) Der Gemeinderat wolle die Auftragsvergabe für den Fenstertausch in den 10 Woh-
nungen der Liegenschaft Wiener Straße 201 durch die Firma REFORM Fenster 
GmbH, 4407 Steyr/Gleink mit einer Auftragssumme in der Höhe von 58.248,33 (exkl. 
Ust.) beschließen.  

 

 

 

Beschluss: 
 

a) Der Antrag wird angenommen 
b) Der Antrag wird angenommen 

 

 

Abstimmungsergebnis: 
 

a) Einstimmig 
b) Einstimmig 

 

  

Sachbearbeiter: BA zugeteilt am: erledigt am: 

  



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 20 von 95 
 

 
  

TOP  7. Erweiterung Friedhofskapelle Neulengbach - Grundsatzbeschluss 
und Auftragsvergaben 

Berichterstatter: STR Josef Fischer 

 

Sachverhalt: 
 

Bei größeren Friedhofs-Begräbnissen gibt es immer wieder Platzprobleme in der Friedhofs-
kapelle in Neulengbach. Im Zuge einer Besichtigung wurde festgestellt, dass durch die Um-
gestaltung des Mauerwerks im Innenbereich mehr Raum geschaffen werden kann. Der Ab-
riss der Mauern kann vom Bauhof durchgeführt werden. Weiters ist angedacht ein Vordach 
zu errichten und die Bestuhlung zu erweitern. Für die Planung, Durchführung und Bauauf-
sicht wurde von der Neulengbacher Kommunalservice Ges.m.b.H., Umseerstraße 285, 3040 
Neulengbach ein Angebot in Höhe von € 6.240,-- inkl. Ust. (€ 5.200,-- exkl. Ust.) vorgelegt.  

Die Grobkostenschätzung für die Erweiterungsmaßnahmen, die dem Grunde nach beschlos-
sen werden sollen, beläuft sich auf 66.000,-- Euro inkl. Ust. (€ 55.000,-- exkl. Ust.) 

Vorberatung: Die Angelegenheit wurde im Ausschuss für Liegenschaften am 23.8.2018 
behandelt. 

Zuständigkeit: Gem. § 35 Z. 22 NÖ GO ist die Zuständigkeit für den Gemeinderat gegeben. 
 
 

Finanzierung: 
VH 39 Friedhofsanierungen, 5/817000-010410 
 

Anlagen: 
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Beschlussantrag: 
 

1. Der Gemeinderat wolle den Grundsatzbeschluss zur Erweiterung der Friedhofskapel-
le Neulengbach zu geschätzten Gesamtkosten von EUR 66.000,-- inkl. Ust. fassen. 
 

2. Der Gemeinderat wolle die Beauftragung der Neulengbacher Kommunalservice 
Ges.m.b.H. mit den erforderlichen Ingenieurleistungen zur Erweiterung der Fried-
hofskapelle Neulengbach zu EUR 6.240,-- inkl. Ust. beschließen. 

 

 

 

Beschluss: 
 

1. Der Antrag wird angenommen 
2. Der Antrag wird angenommen 
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Abstimmungsergebnis: 
 

1. Einstimmig 
2. Einstimmig 

 

  

Sachbearbeiter: AV zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  8. Förderung  NÖ Wasserwirtschaftsfonds - WVA Neulengbach BA 
29 Sanierung 

Berichterstatter: STR Mag. Dr. Raimund Heiss 

 

Sachverhalt: 

 

Mit  Schreiben vom 12. Juli 2018 werden der Stadtgemeinde Neulengbach für das gegen-
ständliche Vorhaben „WVA Neulengbach BA 29 Sanierung“ Fördermittel aus dem NÖ Was-
serwirtschaftsfonds zugesichert. 

 

Die Zusicherung hat folgende wesentliche Inhalte: 

Bezeichnung:  WA4-WWF-10206029/2 

vorläufige förderbare Gesamt- 

investitionskosten:  € 423.350,00 

Gesamtförderungsmittel:  €   14.098,00 

Die vorläufig förderbaren Kosten zum Vorhaben „WVA Neulengbach BA 29 Sanierung“ des 
NÖ Wasserwirtschaftsfonds über € 14.098,00 werden nach Funktionsfähigkeit in folgender 
Jahresquote fällig: 

Jahr 2018  €  14.098,00 

 

Die Förderung erfolgt zur Gänze in Form eines nicht rückzahlbaren Beitrages. 

 

Die Förderungszusage und die entsprechenden Beilagen (Vertragsbedingungen, Rech-
nungsnachweis) liegen vor und bilden einen entsprechenden Bestandteil des Antrages. 
 

Vorberatung: 
Die Angelegenheit wird auf Grund der Klarheit direkt eingebracht. 
 
Zuständigkeit: 
Die Beschlussfassung ist gemäß § 35 NÖ GO dem Gemeinderat vorbehalten. 
 

Finanzierung: 

Berücksichtigung der Förderung als überplanmäßige Einnahme im HH-Jahr 2018. 
 
 

Beschlussantrag: 

 

Der Gemeinderat wolle die Annahmeerklärung vom 21. Juni 2018, WWF-10206029/2 für 
„WVA Neulengbach BA 29 Sanierung“ in der vorliegenden Form beschließen: 

Bezeichnung: WA4-WWF-10206029/2 

vorläufige förderbaren Gesamtinvestitionskosten: € 423.350,00 

Gesamtförderungsmittel: €   14.098,00 
 
 

 

 

Beschluss: 
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Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: FIN zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  9. Ausstellung EGON SCHIELE 100. TODESTAG Originalwerke und -
dokumente aus der Sammlung GRADISCH“; Subventionsansu-
chen Kulturvereinigung Neulengbach 

Berichterstatter: STR DI Ferdinand Klimka 

 

Sachverhalt: 
 
Die Kulturvereinigung Neulengbach plant vom 14. September bis 2. Dezember 2018 die Ausstellung 
„EGON SCHIELE 100. TODESTAG, Originalwerke und -dokumente aus der Sammlung GRA-
DISCH“ im Museum Region Neulengbach durchzuführen. 
Diese Ausstellung bringt erstmals geschlossen den persönlichen Nachlass Egon Schieles an seine 
Schwester Melanie Schiele-Schuster mit 24 Original-Ölbildern, Zeichnungen und Grafiken von 1900 – 
1918, sowie zahlreiche, noch nie gezeigte Fotos der Familie, Tage- und Skizzenbücher, persönliche 
Korrespondenzen in Briefen und Postkarten, bis hin zu Totenmaske, Parte, letzte Worte und Fotos 
vom Sterbebett. 
Gemäß dem Förderantrag der Kulturvereinigung Neulengbach (siehe Beilage) betragen die Ausstel-
lungkosten € 52.729. Die Kulturvereinigung ersucht die Stadtgemeinde Neulengbach um eine finanzi-
elle Unterstützung in Höhe von € 4.000,00 sowie um Unterstützung durch Bauhofleistungen in Höhe 
von € 2.000,00. 
Weiters ist zur zeitgemäßen Präsentation der Bilder der Ankauf von 6 Stück LED-Pollux-
Konturenstrahler erforderlich. Die Kulturvereinigung ersucht um Übernahme dieser Kosten im Betrag 
von € 4.249,80 die eine dauerhafte Investition in die Museumsräumlichkeiten darstellen. 
 
Hinweis: 
Die Angelegenheit wurde im Kulturausschuss vom 21. August 2018 dem Grunde nach behandelt. 
 
Zuständigkeit: 
Die Angelegenheit ist aufgrund von Bestimmungen von § 35 NÖ Gemeindeordnung dem Gemeinderat 
zur Entscheidung vorzulegen. 
 
 

Finanzierung: 
Die Finanzierung kann aus dem ao. Vorhaben 7 „Kultur- und Jahresveranstaltungen“ im VA 2018 er-
folgen. 
 

Anlagen: 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 28 von 95 
 

 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 29 von 95 
 

 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 30 von 95 
 

 
 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 31 von 95 
 

 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 32 von 95 
 

 
 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 33 von 95 
 

 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 34 von 95 
 

 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 35 von 95 
 

 
 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 36 von 95 
 

 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 37 von 95 
 

 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 38 von 95 
 

 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 39 von 95 
 

 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 40 von 95 
 

 
 



Gemeinderat 04.09.2018 öffentlich Seite 41 von 95 
 

 

Beschlussantrag: 

 

Der Gemeinderat wolle für die Ausstellung „EGON SCHIELE 100. TODESTAG, 
Originalwerke und -dokumente aus der Sammlung GRADISCH“ im Museum 
Region Neulengbach vom 14. September bis 2. Dezember 2018 folgende 
Unterstützung für die Kulturvereinigung Neulengbach beschließen: 

• finanzielle Unterstützung in Höhe von € 4.000,00 gebunden an die 
Sicherstellung der Gesamtfinanzierung, die Auszahlung erfolgt nach Vorlage 
von Rechnungen 

• unbare Bauhofleistungen für die Ausstellung in Höhe von bis zu € 2.000,00 

• Übernahme der Kosten für 6 Stück LED-Pollux-Konturenstrahler im Betrag 
von  
€ 4.249,80 

Nach Beendigung der Ausstellung ist von der Kulturvereinigung Neulengbach der 
Stadtgemeinde Neulengbach eine Endabrechnung über die Ausstellungskosten 
vorzulegen. Auf die Unterstützung der Stadtgemeinde ist durch entsprechende 
Hinweise (z.B. Logo) in Publikationen und Werbematerialien hinzuweisen. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
27 Ja, 2 Gegenstimmen (GR Engelmaier-Zinner, GR Figl) 
 

  

Sachbearbeiter: KU zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  10. Subventionsansuchen des Vereins für Kleinkunst "KURT" 

Berichterstatter: STR DI Ferdinand Klimka 

 

Sachverhalt: 

 
Der im März 2016 ins Leben gerufene Verein KURT, Verein für Kleinkunst und regionale 
Tradition, hat seit Bestehen des Vereins diverse Veranstaltungen wie: Open Air „Austropop 
vom Feinsten“, Konzert „Remasuri“, Open Air „Jackson Eleven“, Knödelwanderung und O-
pen Air „Marc Pircher mit Band“ abgehalten.  
 
Durch die Erhaltung traditioneller Veranstaltungen wie dem Jahresausklang konnten durch 
die Erlöse der Veranstaltung soziale Organisationen wie das „Projekt Alice“ oder „Debra, 
Hilfe für Schmetterlingskinder“ finanziell unterstützt werden. 
 
Um die Aufwände abzudecken, ist der Verein KURT neben dem Einsatz sehr vieler freiwilli-
ger Helfer und Funktionäre des Vereins auch auf finanzielle Zuwendung von Gönnern und 
Sponsoren angewiesen. 
 
Aus diesem Grund ersucht der Verein KURT die Stadtgemeinde Neulengbach um eine fi-
nanzielle Überstützung in Höhe von € 1.500,00. 
 
Vorberatung: 
Diese Angelegenheit wird in der Ausschusssitzung am 21.08.2018 vorberaten. 
 
Zuständigkeit:  
Gemäß § 35 der NÖ Gemeindeordnung ist die Beschlussfassung dem Gemeinderat vorbe-
halten. 
 

Finanzierung: 

Eine Bedeckung ist im VA 2018 für den Verein KURT explizit nicht vorgesehen, dann aber 
bei entsprechender Beschlussfassung im Gemeinderat aus dem Ergebnis des oHH 2018 
bedient werden. 
 
 

Anlagen: 
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Beschlussantrag: 

 

Der Gemeinderat möge die Gewährung einer einmaligen Subvention an den Verein „KURT“ 
für die finanzielle Absicherung des Vereins in Höhe von EUR 1.500,00 beschließen.  
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Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: FIN zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  11. RHB Kirschnerwaldbach - Vergabe der Bauleistungen 

Berichterstatterin: STRin Maga Barbara Löffler 

 

Sachverhalt: 
 

Für die Vergabe der Abbruch- und Entsorgungsarbeiten sowie Liefer- und Regieleistungen 
zur Errichtung des RHB Kirschnerwaldbach wurde ein nicht offenes Vergabeverfahren nach 
den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 2006 durchgeführt. 
 
Es wurden insgesamt 9 Firmen zur Angebotsabgabe eingeladen. Bis zum Abgabeschluss 
sind 3 Angebote eingelangt. 
 
Die am 14.08.2018 stattgefundene Angebotsöffnung zeigt folgendes Bild: 
 

 Firma Angebotspreis in 
EUR 

Anmerkung 

1 
GRASMANN Ges.m.b.H. + CO KG 
3203 Rabenstein, Tradigist 45 

698.588,40 inkl. Ust. 
--- 

2 
Gnant Gesellschaft mbH. 
3041 Wimmersdorf, Fuhrwerkerstraße 
1 

 
Angebotsschreiben 
ist nicht unterfertigt!! 

3 
Erdbau-Transporte Dürer GmbH. 
3033 Leitsberg 28 

791.817,41 inkl. Ust. 
4 % Nachlass 

 
 
Nach Prüfung der Angebote liegt folgender Vergabevorschlag vor: 
 
Auszug aus dem Prüfbericht des nicht offenen Verfahrens, erstellt von der Fa. Hydro-
Ingenieure Umwelttechnik GmbH. vom 22.8.2018: 
 

PRÜFBERICHT ÜBER DAS ERGEBNIS DES NICHT OFFE-
NEN VERFAHRENS GEM. § 25 (4) 
BVergG 2006 

 

BAUVORHABEN:   
 HOCHWASSERSCHUTZ KIRSCHNERWALD 
 RÜCKHALTEBECKEN KIRSCHNERWALDBACH 
 

AUFTRAGGEBER:  
 STADTGEMEINDE NEULENGBACH 
 IM WEGE DES AMTES DER NÖ LANDESREGIERUNG  
 ABTEILUNG WASSERBAU (WA3) 
 

ENDE DER ANGEBOTSFRIST:   
 DIENSTAG, 14.08.2018; 08:45 UHR 
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Krems, 22.08.2018 

4. BEWERBERAUSSCHEIDUNGEN 

4.1 Ausscheidungen wegen formaler Fehler 

Alle eingereichten Angebote waren ordnungsgemäß verschlossen und gekennzeichnet. 
 
Das Angebot der Fa. GNANT GmbH war nicht ordnungsgemäß unterfertigt. Die Unterschrift im Angebotsschrei-
ben war nicht vorhanden.  
Das Angebot der Fa. Gnant wird aufgrund der unvollständigen Unterfertigung entsprechend dem Punkt B13, 
Abs. 6 „Ein Angebot ohne rechtsgültige Unterschrift wird als ein mit einem unbehebbaren Mangel versehenes 
Angebot beurteilt und wird gemäß § 129, Zif. 7 (öffentliche Auftraggeber) / § 269, Zif. 5 (Sektorenauftraggeber) 
des BVergG 2006 ausgeschieden.“  
 
Das Angebot der Fa. Gnant wird daher ausgeschieden und in der weiteren Beurteilung nicht mehr berücksich-
tigt.  
Alle weiteren Überprüfungen wurden nur mehr für die beiden weiteren Bieter durchgeführt. 
 

5. ANGEBOTSGEGENÜBERSTELLUNG UND REIHUNG DER ANGEBOTE 

Alle in der Folge angegebenen Preise und Summen sind in EURO, exklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer an-
gegeben. Bezüglich der Reihung nach der Angebotsöffnung und vor der Durchrechnung wird auf die Nieder-
schrift der Angebotseröffnung vom 14.08.2018 verwiesen. Nach rechnerischer Überprüfung ergibt sich folgen-
de Reihung: 
 

Nr. Firma bei Abgabe 
exkl. Ust. [€] 

nach Durch- 
rechnung, exkl. Ust. 

[€] 

Diff. in % 

1 GRASMANN, 3203 Rabenstein 582.157,00 582.157,00 100,00 
2 DÜRER, 3033 Leitsberg 659.847,84 659.847,84 113,35 

 
Bei der rechnerischen Überprüfung ergaben sich keine Fehler. Aus diesem Titel war keines der Angebote auszu-
scheiden. 

 

7. VERGABEVORSCHLAG 

Entsprechend dem Bundesvergabegesetz 2006, sowie unter Berücksichtigung vorstehender Betrachtungen, 
nach Wertung aller technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte wird der Stadtgemeinde Neulangbach 
empfohlen die Abbruch und Entsorgungsarbeiten sowie die Materiallieferungen und Regiearbeiten im Zuge des 
Hochwasserschutzes Kirschnerwald – Rückhaltebecken Kirschnerwaldbach an die Firma 

 
GRASMANN Ges.m.b.H + CO. KG. 

Tradigist 45 
3203 Rabenstein 
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zu den Bedingungen und Einheitspreisen des Angebotes vom 14.08.2018 mit einer Angebotssumme von 
 

       € 582.157,00 (exkl. MwSt.) 
  

             bzw.   € 698.588,40 (inkl. MwSt.) 
 

zu vergeben. 
 
 
 
Gemäß Bundesvergabegesetzes 2006, § 131, ist den verbliebenen Bietern unverzüglich und nachweislich mitzu-
teilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll. 
 
In dieser Mitteilung ist den verbliebenen Bietern das jeweilige Ende der Stillhaltefrist, die Gründe für die Ab-
lehnung ihres Angebotes und die Vertragssumme bekannt zu gegen. 

 
Mit Schreiben der Abt. WA3 vom 27.9.2016 wurde nachstehende Förderzusage bekannt 
gegeben: 
Bundesförderung   50 % 
Landesbeitrag    40 % 
Interessentenbeitrag Gemeinde 10 % 
 
Laut Kostenschätzung ist für das Projekt mit Gesamtkosten von€ 1,334.400,-- inkl. Ust. zu 
rechnen. Davon entfallen auf die Stadtgemeinde Neulengbach € 133.440,-- inkl. Ust. 
 
Vorberatung: 
Die Angelegenheit wurde in der Sitzung des Ausschusses für Umwelt-, Hochwasser-, Zivil- 
und Katastrophenschutz am 21.8.2018 behandelt. 
 
Zuständigkeit: 
Gemäß den Bestimmungen des § 35 Z. 22 lit. f ist die Zuständigkeit für den Gemeinderat 
gegeben. 
 

Finanzierung: 

VH 72 Rückhaltemaßnahmen Kirschnerwaldbach 

 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat wolle die Beauftragung der Firma GRASMANN Ges.m.b.H. + CO. KG, 
Tradigist 45, 3203 Rabenstein, mit den Abbruch- und Entsorgungsarbeiten sowie Liefer- und 
Regieleistungen zur Errichtung des RHB Kirschnerwaldbach zu EUR 698.588,40 inkl. Ust. 
unter Berücksichtigung des Finanzierungsanteiles der Gemeinde von 10 % (sohin EUR 
69.858,84 inkl. Ust.) beschließen. 
 

 

Beschluss: 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: BA zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  12. Kindergarten Akademie - Neuasphaltierung der Innenanlagen 

Berichterstatterin: STRin Maria Rigler 

 

Sachverhalt: 
 

Im Kindergarten Akademie in der Friesstraße 139 sind die bestehend asphaltierten Innenan-
lagen sowie die Zufahrt in einen sanierungsbedürftigen Zustand. Eine Erneuerung ist daher 
unumgänglich. Gemäß dem Angebot der Fa. STRABAG AG, 3532 Rastenfeld 206, sind fol-
gende Arbeiten vorgesehen: 

• Abtragen der bestehenden Asphaltschicht samt Entsorgung 

• Herstellen der Feinplanie (inkl. Liefern und Einbau von Ergänzungsmaterial) 

• Ca. 10 m bestehenden Rundbogen mit Kopfsteinpflaster abtragen und neu versetzen 
in Betonbett 

• Asphaltierungsarbeiten in einer Stärke von 8 cm 
 
Die Gesamtkosten gemäß dem Angebot der Fa. STRABAG AG belaufen sich auf € 
11.101,00 exkl. Ust. 
 
Zuständigkeit: 
Gemäß § 35 Z. 20 NÖ Gemeindeordnung ist die Zuständigkeit für den Gemeinderat gege-
ben. 
 
Vorberatung: 
Die Angelegenheit wurde in keiner Ausschusssitzung behandelt. 
 
 

Finanzierung: 
Eine Bedeckung ist aus dem Überschuss VH 13 bis zu einer Höhe von € 8.400,-- gegeben und der 
Rest aus dem Ergebnis des oH 2018 zu bedienen. 
 

Beschlussantrag: 
 

Der Gemeinderat möge die Beauftragung der Fa. STRABAG AG, 3532 Rastenfeld 206 mit 
den Arbeiten zur Erneuerung der Innenanlagen im Kindergarten Akademie, Friesstraße 139, 
zu € 11.101,-- exkl. Ust. beschließen. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: AV zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  13. Gleichstellungs- und Frauenförderprogramm Neulengbach 

Berichterstatterin: STRin Maria Rigler 

 

Sachverhalt: 
 
Die Rechtsgrundlage dieses Programms bildet das NÖ Gleichbehandlungsgesetz 1997, LGBl. 2060.  
Gemäß § 9 Absatz 1 NÖ GBG hat der Gemeinderat über Vorschlag der NÖ Gleichbehandlungskom-
mission ein Frauenförderprogramm zu beschließen, in dem Maßnahmen festzulegen sind, mit wel-
chen eine Unterrepräsentation von Frauen beseitigt werden soll. 
 
Frauenförderung ist notwendig, um die strukturelle Benachteiligung von Frauen auszugleichen, die 
sich beispielsweise in der geringen Repräsentanz von Frauen in Führungspositionen oder in politi-
schen Entscheidungs-Gremien auf kommunaler, regionaler und nationaler Ebene zeigt. 
 
Unter Mitarbeit von Frau Dr. Rosenbach, Gleichbehandlungsbeauftragte des Landes Niederösterreich, 
wurde für die Stadtgemeinde Neulengbach ein entsprechendes Gleichstellungs- und Frauenförde-
rungsprogramm, in dem aber auch auf die Bedürfnisse von Männern und Familien besonders berück-
sichtigt sind, ausgearbeitet. 
 
Der Vorschlag der Stadtgemeinde Neulengbach, der im Vorfeld bereits im Rahmen einer Sitzung des 
Gemeinderatsausschusses für Familien und Generationen behandelt wurde, wurde in der NÖ Gleich-
behandlungskommission am 10. April 2018 behandelt und zur Beschlussfassung durch den Gemein-
derat vorgeschlagen. 
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A - Allgemeiner Teil 
 

 

1. Rechtsgrundlage  
 

Frauenförderung 
 

Die Rechtsgrundlage dieses Programms bildet das NÖ Gleichbehandlungsgesetz 1997, LGBl. 

2060.  

Gemäß § 9 Absatz 1 NÖ GBG hat der Gemeinderat über Vorschlag der NÖ Gleichbehandlungs-

kommission ein Frauenförderprogramm zu beschließen, in dem Maßnahmen festzulegen sind, 

mit welchen eine Unterrepräsentation von Frauen beseitigt werden soll. 

 

Frauenförderung ist notwendig, um die strukturelle Benachteiligung von Frauen auszugleichen, 

die sich beispielsweise in der geringen Repräsentanz von Frauen in Führungspositionen oder in 

politischen Entscheidungs-Gremien auf kommunaler, regionaler und nationaler Ebene zeigt. 

 

Gleichstellung – Umsetzung der Strategie Gender Mainstreaming (= GM) 
 

Frauenfördernde Maßnahmen können nicht die Strukturen selbst verändern, die für das Entstehen 

der bisherigen Ungleichheiten verantwortlich sind. 

Zusätzlich zu den frauenfördernden Maßnahmen sind daher strukturverändernde Maßnahmen 

notwendig, um das Entstehen neuer Ungleichheiten zu vermindern. 
 

Diesem grundsätzlichen Ansatz wurde auf europäischer Ebene Rechnung getragen: Mit Inkrafttre-

ten des Amsterdamer Vertrages 1997 wurde das Prinzip des Gender Mainstreaming (GM) für alle 

EU-Mitgliedsstaaten verpflichtend. 

Unter „Gender Mainstreaming“ ist die Berücksichtigung der spezifischen Lebenssituationen und 

Bedürfnisse von Frauen und Männern in allen Politikbereichen unter dem Gesichtspunkt der 

Gleichstellung von Frau und Mann zu verstehen. 

„Gender Mainstreaming“ umfasst somit den gesamten Prozess der Aktivierung aller Potentiale in 

sämtlichen Lebensbereichen zur Herstellung der Gleichstellung von Frau und Mann. Die Arbeits-

welt ist einer dieser wichtigen Lebensbereiche.  

 

Die Strategie von GM berücksichtigt die unterschiedlichen Bedürfnisse von Frauen und Männern 

und betrachtet sie als gleichwertig. Im Mittelpunkt der GM-Strategie steht „Gender“, das soziale 

Geschlecht, also die Art und Weise, wie Frauen und Männer agieren und wahrgenommen werden, 

welche Rollen, Rechte und Pflichten ihnen zugeschrieben werden. Diese sind veränderlich, sodass 

auch die Rollenbilder von Frauen und Männern in der Gesellschaft veränderbar sind.  
 

Im Sinne von GM sind daher Frauen und Männer Zielgruppen des Gleichstellungsteiles. 
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2. Geltungsbereich, Geltungsdauer und Information 
 

• Der Gleichstellungsteil gilt für alle weiblichen und männlichen Bediensteten und Lehrlinge, der 

frauenfördernde Programmteil für alle weiblichen Bediensteten und Lehrlinge. 

• Das Programm ist für einen Zeitraum von 6 Jahren ab dem Gemeinderatsbeschluss wirksam. 

• Wir verpflichten uns, die jeweils gültige Fassung des Programms im Dienstweg allen Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern nachweislich zur Kenntnis zu bringen. Diese Informationspflicht gilt 

auch bei der Neubegründung von Dienst- oder Ausbildungsverhältnissen. 

 

3. Ziel und Zweck 
 

Unternehmenskultur 
 

Wir leisten durch die Verabschiedung und Umsetzung dieses Programms einen freiwilligen und 

aktiven Beitrag, um auch auf kommunaler Ebene eine gleichwertige Teilhabe von Frauen und 

Männern auf allen Ebenen und in allen Sparten des Gemeindedienstes zu erzielen. Gleichstellung 

unabhängig von der Geschlechtszugehörigkeit und das Bemühen, in Bereichen der Unterrepräsen-

tation Frauen spezifisch zu fördern, gehören zu unserem Selbstverständnis. 
 

Ebenso erachten wir es als unsere Aufgabe, auch in traditionell weiblich dominierten Berufsspar-

ten verstärkt auf eine zahlenmäßig ausgewogenere Zusammensetzung von Frauen und Männern 

zu achten. 
 

Personalmanagement 
 

Bewusste Gleichstellungspolitik und gezielte Frauenförderung sind wichtige Instrumente der Per-

sonalentwicklung und sind somit unverzichtbare Bestandteile effizienten Personalmanagements. 

 

Ziele 
 

Durch die Umsetzung des Gleichstellungsteiles soll die Strategie von GM in unseren gesamten 

Personalbereich einfließen und die strukturellen Voraussetzungen für eine dauerhafte und damit 

nachhaltig wirkende Gleichstellung von Frauen und Männern geschaffen werden. 

 

Durch die Umsetzung des Frauenförderteiles soll der Anteil der Frauen  

+ an der Gesamtzahl der Bediensteten in einem Dienstzweig, in dem Frauen  

   unterrepräsentiert sind, und 

+ an der Gesamtzahl der in höherwertigen Funktionen in einem Dienstzweig  

  stehenden Bediensteten, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, 

deutlich erhöht und letztlich an die 45%-Marke herangeführt werden. 
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4. Umsetzung 
 

• Gleichstellung - Gender Mainstreaming  

Wir werden bei allen personalrelevanten Maßnahmen die Gleichstellungsstrategie von GM mitein-

beziehen. 

 

• Zentrale Bereiche für den gezielten Einsatz von Frauenfördermaßnahmen sind 

• die Aufnahme 

• die Aus- und Weiterbildung und 

• der berufliche Aufstieg 

 

Wir verpflichten uns, die besonderen Maßnahmen zur Förderung der Frauen so zu handhaben, 

dass sich der Frauenanteil in Richtung der gesetzlich vorgesehenen 45 % erhöht. 

 

 

5. Auswertung  
 

• Anhand von im 2-Jahresrhythmus (Stichtag 1. Jänner) zu erstellenden Bedienstetenanalysen 

ist die Entwicklung des Frauenanteiles in den einzelnen Dienstzweigen und in den leitenden 

Funktionen der einzelnen Dienstzweige zu erheben.  

• Die erstmalige Auswertung und Ergebnisüberprüfung dieses Programms ist mit Stichtag 

1.1.2021 vorzunehmen. 

• Erforderlichenfalls wird das Gleichstellungs- und Frauenförderprogramm angepasst. 
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B - Besonderer Teil  
 

 

1. Maßnahmen zur nachhaltigen Gleichstellung von Frauen und 
Männern 

 

Amts- und Rechtssprache 
 

Formulare und innerdienstliche Veröffentlichungen sind, soweit noch nicht geschehen, dahinge-

hend zu überprüfen und gegebenenfalls zu ändern, dass personenbezogene Bezeichnungen 

entweder geschlechtsneutral, in weiblicher und männlicher Form oder in der Form des biologi-

schen Geschlechts verwendet werden. 

 

Freiwerdende Dienstposten 
 

Es soll allgemein die Möglichkeit geschaffen werden, freiwerdende Stellen den in Frage kom-

menden Bediensteten rechtzeitig bekannt zu geben. 

 

Zugang zu Aufstiegsposten 
 

Freiwerdende Dienstposten, die einen beruflichen Aufstieg darstellen oder die mit einem beruf-

lichen Aufstieg verbunden sein können, sind mit dem dafür vorgesehenen Anforderungsprofil 

den in Betracht kommenden Bediensteten auf Verlangen zur Kenntnis zu bringen. 
 

Bei der Festlegung von Anforderungsprofilen ist darauf Bedacht zu nehmen, dass sie sich nicht 

einseitig an tradierten Rollenmustern für Frauen oder für Männer orientieren. 
 

In Ausschreibungstexten sind personenbezogene Begriffe entweder geschlechtsneutral oder in 

weiblicher und männlicher Form abzufassen. 

 

Aufnahmekriterien 
 

Schlüsselqualifikationen wie Team-, Kooperations- und Anpassungsfähigkeit, Organisationsta-

lent, ... sind Eigenschaften und Fähigkeiten, die im Berufsleben sehr wichtig sind. Gerade diese 

Fähigkeiten können insbesondere auch bei der Betreuung von Kindern oder alten und kranken 

Menschen erworben oder verstärkt werden. 
 

Bei der Bestimmung der Qualifikation sind daher Kenntnisse und Erfahrungen, die Bewerberin-

nen und Bewerber im Zusammenhang mit Betreuungsarbeit und Familienaufgaben erworben 

haben, nach Art und Umfang arbeitsplatzbezogener Anforderungen zu berücksichtigen. 
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Wiedereinstieg 
 

Bewerben sich mehrere Personen mit gleicher Eignung um Aufnahme in ein Dienstverhältnis, so 

ist auf jene Personen, die wegen der Betreuung von Kindern oder nahen Angehörigen aus dem 

Dienst ausgeschieden sind, besonders Bedacht zu nehmen. 

 

Begleitmaßnahmen für Wiedereinstieg nach Familienbetreuung 
 

Zur Erleichterung des Wiedereinstieges ist aus der Karenz zurückkehrenden Bediensteten ein 

angemessener Zeitraum einzuräumen, sich unter Anleitung mit zwischenzeitlich geänderten und 

neuen Arbeitsumständen ihres Arbeitsplatzes vertraut zu machen. 

 

Sonstige Arbeitsbedingungen 
 

In Bereichen, in denen die Infrastruktur derzeit nur für Männer oder nur für Frauen Vorsorge trifft 

(z.B. Sanitärräume, ...), ist diese sukzessive den Bedürfnissen beider Geschlechter anzupassen. 

 

Betrauung mit Arbeitsplätzen 
 

• Frauen und Männern sind Arbeitsplätze entsprechend ihrer Ausbildung und Fähigkeiten 

grundsätzlich unabhängig von der Geschlechtszugehörigkeit zuzuweisen. Ausgenom-

men davon sind Bereiche, in denen Frauen unterrepräsentiert sind und Frauenförderung 

demnach geboten ist.  

• Frauen und Männern mit Behinderungen ist im Rahmen der Anforderungen der Zugang 

zu Arbeitsplätzen zu ermöglichen. Arbeitsplätze sind im Bedarfsfall barrierefrei zu ge-

stalten. 

 

Aus- und Weiterbildung 
 

Bildungsmaßnahmen dienen der Weitergabe von Wissen sowie der Entwicklung und dem Sicht-

barmachen von besonderen Fähigkeiten der Bediensteten und der Heranbildung von Nach-

wuchskräften. Seminarangebote und Fortbildungsprogramme sind den Bediensteten über ihr 

Verlangen bekannt zu geben. 
 

Zugang 

• Frauen und Männer im Karenz- oder Sonderurlaub zur Betreuung oder Pflege eines Kin-

des oder nahen Angehörigen sind zur Aus- und Weiterbildung unter den gleichen Bedin-

gungen, wie sie für im Dienst befindliche Bedienstete gelten, zuzulassen. 

 

• Teilbeschäftigte Bedienstete mit Betreuungspflichten sind nach Möglichkeit gleichran-

gig mit Vollbeschäftigten zuzulassen. 
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Inhalte 
 

Bei Seminaren und Kursen, die von dritter Seite veranstaltet werden, werden wir uns im Rahmen 

unserer Einflussmöglichkeiten um eine entsprechende inhaltliche Ausgestaltung bemühen: 

• Dienst- und besoldungsrechtliche Seminare haben sich auch mit gleichbehandlungsrele-

vanten Themen (Gleichbehandlungsgesetz, Laufbahn- und Lebensplanung, „weibli-

che/männliche“ Führungsstile, Elternorientierte Personalpolitik,...) zu befassen. 

• Die Themen Frauenförderung, Gleichstellung und GM sowie deren Umsetzung in der 

Verwaltungspraxis sind insbesondere in die Ausbildung der Führungskräfte aufzuneh-

men. 

 

Beurteilung von Führungskräften 
 

Die Umsetzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und dieses Programms in der Personalfüh-

rung stellt ein Beurteilungskriterium für Führungs- bzw. Nachwuchskräfte dar. 

 

2. Maßnahmen zur Förderung von Frauen in Bereichen der Un-
terrepräsentation 

 

I. Voraussetzungen für Frauenförderung 
 

Wir bemühen uns bestehende Unterrepräsentationen von Frauen im Sinne des § 8 NÖ GBG zu 

beseitigen. 
 

• Unterrepräsentation 

Frauen sind unterrepräsentiert, wenn der Frauenanteil an der Gesamtzahl der Bediensteten 

  

+ in einem Dienstzweig oder 

   + in leitenden Funktionen in einem Dienstzweig 

unter 45% beträgt.  
 

• Eignung 

• Die konkreten Frauenfördermaßnahmen finden nur dann Anwendung, wenn Kandidatinnen für 

die konkrete Aufgabe oder den Dienstposten zumindest gleich gut geeignet sind wie der dafür 

zur Verfügung stehende beste männliche Kandidat. Das Prinzip der Frauenförderung wahrt 

somit das Leistungsprinzip. 

 

II. Aufnahme 
 

• Bevorzugte Aufnahme 

In jenen Dienstzweigen, in denen der Frauenanteil unter 45% beträgt, sind Bewerberinnen bei glei-

cher Eignung wie der beste männliche Bewerber bevorzugt aufzunehmen.  
 

• Wiedereinstieg für Frauen 
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Bewerben sich Frauen und Männer mit gleicher Eignung, die seinerzeit wegen der Betreuung von 

Kindern oder nahen Angehörigen aus dem Dienst ausgeschieden sind für einen Bereich, in dem 

Frauenförderung geboten ist, ist auf die sich bewerbenden Frauen besonders Bedacht zu neh-

men.  

 

III. Zugang zu freiwerdenden Stellen 
 

Bei der Bekanntgabe zu besetzender Stellen ist auf die gebotene Frauenförderung hinzuweisen 

und sind die weiblichen Bediensteten gezielt anzusprechen. 

 

IV. Mitarbeiterinnengespräch 
 

Im Rahmen dieses Führungsinstrumentes sind die beruflichen Perspektiven zu erörtern und bei 

der Suche nach Nachwuchskräften geeignete und qualifizierte Frauen gezielt zu fördern. 
 

V. Aus- und Weiterbildung 
 

Weiterbildung stellt für Frauen eine große Chance dar, bisherige strukturell bedingte Defizite zu 

beseitigen und ihre Fähigkeiten sichtbar zu machen.  

  

• Frauen sind bei gleicher Eignung zu jenen Bildungsmaßnahmen bevorzugt zuzulassen, die 

auf die Übernahme höherwertiger Funktionen vorzubereiten geeignet sind. 

• Frauen sind nach Möglichkeit bei gleicher Eignung verstärkt als Referentinnen bei den 

Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen einzusetzen. 

 

VI. Sonderaufgaben 
 

Im Falle der Unterrepräsentation sind Frauen bei gleicher Eignung bevorzugt Sonderaufgaben (wie 

z.B. Projektleitungen, ...) zu übergeben. Die gezielte Übertragung von Sonderaufgaben an Frauen 

kann motivierend und fördernd wirken. Die bewusste Betrauung mit Aufgaben, die ein höheres 

Maß an Verantwortung und darüber hinaus mehr fachliche Qualifikation verlangen, fördert Frauen, 

da dadurch Möglichkeiten für höherwertige Verwendungen geschaffen werden. 

 

 

VII. Beruflicher Aufstieg 
 

• Verstärkte Zulassung zu Aufstiegskursen 

Frauen sind in Bereichen der Unterrepräsentation bei gleicher Eignung bevorzugt zu Aufstiegskur-

sen, die zur Übernahme von höherwertigen, besser entlohnten Tätigkeiten oder Führungsfunktio-

nen zu qualifizieren geeignet sind, zuzulassen. Insbesondere sind weibliche Bedienstete im Hin-

blick auf künftige Führungsfunktionen auf ihr Verlangen auf die Notwendigkeit der Absolvierung 

von Dienstprüfungskursen und Ablegung von Dienstprüfungen sowie auf die - auch langfristigen- 

Konsequenzen bei Unterlassung derselben hinzuweisen. Die Zulassungskriterien zu diesen Auf-

stiegskursen sind den in Frage kommenden Bediensteten bekannt zu geben. 
 

• Ausschreibung von Aufstiegsposten 
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Bei Ausschreibungen von Dienstposten in Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, sind 

Frauen gezielt anzusprechen. Hierdurch sollen qualifizierte und für diese Führungsposition geeig-

nete weibliche Bedienstete in stärkerem Ausmaß als bisher motiviert werden, sich für höherquali-

fizierte Posten zu bewerben. 
 

• Betrauung mit Aufstiegsposten 

In Bereichen der Unterrepräsentation sind Frauen mit der in der Anlage C4 angegebenen Zielvor-

gabe bei gleicher Eignung bevorzugt mit diesen Leitungs- oder Führungsaufgaben zu betrauen. 

Wird zur Vorbereitung der Auswahlentscheidung eine Personalberatungsfirma herangezogen, ist 

auch dieser das Gleichstellungs- und Frauenförderprogramm zur Verfügung zu stellen und haben 

die Grundsätze desselben in das Ergebnis mit einzufließen. 

 

VIII. Schwangerschaft 
 

Schwangere Bedienstete dürfen aufgrund dieses Umstandes keine Benachteiligung in dienst- oder 

besoldungsrechtlichen Belangen erfahren.  
 

Schwangeren ist auf ihren Wunsch hin der Zugang zu Dienstprüfungen und deren Vorbereitungs-

kursen zu ermöglichen. 

 

Noch vor der schwangerschaftsbedingten Berufsunterbrechung sollen nach Möglichkeit im Rah-

men eines Mitarbeiterinnengespräches die weiteren Berufsperspektiven (Aufrechterhaltung des 

Kontaktes zur Dienststelle während eines Karenz- oder Sonderurlaubes, Information über Bil-

dungsangebote, Vorbereitung des Wiedereinstieges, Arbeitszeitgestaltung, Rückkehrmöglichkeit 

auf Arbeitsplatz,..) im Hinblick auf die geänderten Familienverhältnisse erörtert werden. 

 

 

3. Maßnahmen zur Förderung von Bediensteten mit Betreuungs-
aufgaben 

 

I. Elternorientierte Personalpolitik mit Focus auf Väter 
 

In unserer Gesellschaft wird Familienarbeit nach wie vor überwiegend von Frauen geleistet. Dieser 

Umstand führt oftmals zu Benachteiligungen im beruflichen Fortkommen von Arbeitnehmerinnen. 
 

Oberstes Ziel ist die optimale Vereinbarkeit von Familie und Beruf: familienfreundliche Maßnah-

men gelten für Frauen und Männer gleichermaßen und zielen auf eine partnerschaftliche Auftei-

lung der Familienarbeit ab. Erst die gemeinsame Übernahme von Verantwortung für Familie und 

Haushalt durch Frauen und Männer schafft die Voraussetzungen für eine effektive Gleichberech-

tigung im Berufsleben. Da jedoch die Anzahl der Väter, die berufliche Auszeiten wie z.B. Väterka-

renz oder Teilzeitarbeit zur Betreuung von Kindern in Anspruch nehmen gering ist, haben der Lan-

desdienst NÖ, ausgewählte NÖ Gemeinden und Betriebe 2008/2009 eine Studie durchgeführt. Die 

Ergebnisse sind im Leitfaden „Elternorientierte Personalpolitik mit Focus auf Väter in Niederöster-

reich“ nachzulesen (Download: www.noe.gv.at/vereinbarkeit). 
 

http://www.noe.gv.at/vereinbarkeit
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Die Schlussfolgerungen und Empfehlungen für die Umsetzung von Elternorientierung in der Per-

sonalpolitik bauen auf diesen Ergebnissen auf und sollen insbesondere auch die männlichen Be-

diensteten ermutigen und motivieren, die dienstrechtlichen Möglichkeiten für Familienarbeit mehr 

als bisher in Anspruch zu nehmen. Die Inanspruchnahme von Väterkarenz und Väter-Teilzeit wird 

demnach seitens der Dienstgeberin ausdrücklich begrüßt. 

 

II. Karenzurlaub 
 

Bedienstete im Karenz- oder Sonderurlaub sind über ihr Verlangen zwecks Erleichterung des Wie-

dereinstieges über Bildungsangebote, freie Dienstposten, wesentliche Änderungen in den Arbeits-

belangen sowie Betriebsausflüge zu informieren. 
 

Dem aus diesem Karenzurlaub zurückkehrenden Elternteil ist die Rückkehr auf einen gleichwerti-

gen Arbeitsplatz zu sichern. 

 

III. Arbeitszeit 
 

Freigewählte Teilbeschäftigung trägt bei zur leichteren Vereinbarkeit von Familie und Beruf.  Soll 

Teilbeschäftigung auch zur Chancengleichheit von Frauen und Männern beitragen, muss sie zu 

einer geschlechts- und statusneutralen Arbeitsform werden. Teilzeitmöglichkeiten sind demzufol-

ge so auszugestalten, dass sie für beide Geschlechter gleichermaßen attraktiv sind. A priori soll 

kein Bereich für eine Teilzeitbeschäftigung ausgeschlossen werden. Insbesondere sind Füh-

rungspositionen aller Ebenen sukzessive auf ihre „Teilzeittauglichkeit“ zu überprüfen. 
 

Die Möglichkeiten familiengerechter Gestaltung der Arbeitszeit sind weiterzuentwi-

ckeln.  

 

IV. Aus- und Weiterbildung 
 

Bei der Planung von gemeindeeigenen Seminaren ist auf betreuungspflichtige Elternteile derge-

stalt Rücksicht zu nehmen, dass auch halb- oder eintägige Seminare angeboten werden. Bei 

fremdangebotenen Kursen wird sich die Gemeinde im Rahmen ihrer Einflussmöglichkeiten um 

familienfreundliche Angebote bemühen. 
 

Bedienstete im Karenz- oder Sonderurlaub sind über ihr Verlangen über die Bildungsangebote zu 

informieren. 

Wir gewährleisten nach Möglichkeit eine „abgesicherte“ Seminarteilnahme bei Karenz- und Son-

derurlaub. 

 

V. Kinderbetreuung bei Seminaren 
 

Zwecks Erleichterung der Seminarteilnahme von Eltern betreuungsbedürftiger Kinder werden wir 

uns bemühen, bei Bedarf eine entsprechende Kinderbetreuung anzubieten. 

 

VI. Bekenntnis 
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Für die Erreichung auch faktischer Chancengleichheit von Frauen und Männern im Dienstbetrieb 

sind unserem Verständnis zufolge u.a. nachstehende Kriterien entscheidend: 
 

• Erkennen der Entwicklungspotentiale und darauf aufbauend optimaler Einsatz der Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter 

• Vermeidung von geschlechtsbedingten Rollenklischees  

• Familienfreundliche Gestaltung von Dienstverhältnissen 

• Sicherung der bedarfsgerechten und qualifizierten Kinderbetreuung in NÖ  
 

Wir bemühen uns im Rahmen unserer Möglichkeiten auf die entsprechenden Rahmenbedingun-

gen in diesem Sinne einzuwirken. 
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Vorberatungen: 
Die Angelegenheit wurde mehrmals im Gemeinderatsausschuss für Familien und Generationen, zuletzt am 9. August 2018, behandelt. 
 
Zuständigkeit: 
Die Angelegenheit ist auf Grund des NÖ Gleichbehandlungsgesetzes dem Gemeinderat zur Beratung und Entscheidung vorzulegen. 
 
 

Finanzierung: 
Keine zusätzlichen finanziellen Auswirkungen 
 

Anlagen: 
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Gesamtstatistik - Bereiche

ges. m w %Frauen ges. m w %Frauen ges. m w %Frauen

 RATHAUS

 o  Direktion

     -  Dienstzweig 56 - gehobener Verwaltungsdienst1 1 0 0,00% 0 0 0 0,00% 0 0 0 0,00%

     -  Dienstzweig 71 - Verwaltungsfachdienst0 0 0 0,00% 2 0 2 100,00% 0 0 0 0,00%

     -  Dienstzweig 17 - Hilfsdienst 0 0 0 0,00% 0 0 0 0,00% 2 0 2 100,00%

 o  Allgemeine Verwaltung

     -  Dienstzweig 71 - Verwaltungsfachdienst1 1 0 0,00% 1 0 1 100,00%

     -  Dienstzweig 85 - mittlerer Verwaltungs- und Kanzleidienst0 0 0 0,00% 0 0 0 0,00% 3 0 3 100,00%

 o  Bauabteilung

     -  Dienstzweig 56 - gehobener Verwaltungsdienst1 1 0 0,00% 1 0 1 100,00%

     -  Dienstzweig 71 - Verwaltungsfachdienst 1 0 1 100,00% 4 0 4 100,00%

 

 o  Finanz / C.

     -  Dienstzweig 54 - Rechnungs- (Buchhaltungs-)dienst1 1 0 0,00% 1 1 0 0,00%

     -  Dienstzweig 69 - Rechnungsfachdienst 4 0 4 100,00%

 

 RATHAUS - Gesamt

     - Verwaltungslehrlinge 2 0 2 100,00%

     -  Dienstzweig 17 - Hilfsdienst 2 0 2 0,00%

     -  Dienstzweig 54 - Rechnungs- (Buchhaltungs-)dienst1 1 0 1 1 0 0,00%

     -  Dienstzweig 56 - gehobener Verwaltungsdienst2 2 0 1 0 1 100,00%

     -  Dienstzweig 69 - Rechnungsfachdienst 4 0 4 100,00%

     -  Dienstzweig 71 - Verwaltungsfachdienst1 1 0 4 0 4 4 0 4 100,00%

     -  Dienstzweig 85 - mittlerer Verwaltungs- und Kanzleidienst0 0 0 3 0 3 100,00%

 Bereiche / Dienstzweige
ZwischenvorgesetzteLeitung andere Bedienstete
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ges. m w %Frauen ges. m w %Frauen ges. m w %Frauen

 BAUHOF

     -  Dienstzweig 2 - Facharbeiter 1 1 0,00% 1 1 0,00% 8 7 1 12,50%

     -  Dienstzweig 10 - Kraftwagenlenker ohne Lehrabschluss 3 3 0,00%

     -  Dienstzweig 8 - Leichenwäscher, Einsarger und Bestattungsarbeiter 3 3 0,00%

     -  Dienstzweig 11 - angelernter Arbeiter 2 2 0,00%

 SUMME 1 1 0 0,00% 1 1 0 0,00% 16 15 1 6,25%

 FRIEDHOF

     -  Dienstzweig 15 - Hilfsdienst mit einschlägigen Vorkenntnissen 1 0 1 100,00%

 

 SUMME 1 1 100,00%

 KINDERBETREUUNG

     -  Dienstzweig klk 1 0 1 100,00% 1 0 1 100,00%

     -  Dienstzweig 12 - Kindergartenhilfsdienst 2 0 2 100,00%

 SUMME 1 0 1 100,00% 3 3 100,00%

 KINDERGÄRTEN

     -  Dienstzweig 12 - Kindergartenhilfsdienst 23 0 23 100,00%

 

 

 SUMME 23 0 23 100,00%

 VOLKSSCHULE

     -  Dienstzweig 2 - Facharbeiter 1 1 0 0,00%

     -  Dienstzweig 11 - angelernter Arbeiter 1 0 1 100,00%

     -  Dienstzweig 15 - Hilfsdienst mit einschlägigen Vorkenntnissen 2 0 2 100,00%

     -  Dienstzweig 78 - mittlerer Erzieherdienst 1 0 1 100,00%

 SUMME 1 1 0 0 1 0 1 1 3 0 3 100,00%

 Bereiche / Dienstzweige
Leitung Zwischenvorgesetzte andere Bedienstete
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ges. m w %Frauen ges. m w %Frauen ges. m w %Frauen

MUSIKSCHULE - Musikschullehrer 1 1 0 0,00% 17 11 6 35,29%

 Bereiche / Dienstzweige
Leitung Zwischenvorgesetzte andere Bedienstete
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gesamt m w %Frauen gesamt m w %Frauen gesamt m w %Frauen

     -  Dienstzweig 2 - Facharbeiter 2 2 0 0,00% 1 1 0 0,00% 8 7 1 12,50%

     -  Dienstzweig 8 - Leichenwäscher, Einsarger und Bestattungsarbeiter  3 3 0 0,00%

     -  Dienstzweig 10 - Kraftwagenlenker ohne Lehrabschluss  3 3 0 0,00%

     -  Dienstzweig 11 - angelernter Arbeiter 1 0 1 100,00% 2 2 0 0,00%

     -  Dienstzweig 12 - Kindergartenhilfsdienst  25 0 25 100,00%

     -  Dienstzweig 15 - Hilfsdienst mit einschlägigen Vorkenntnissen  3 0 3 100,00%

     -  Dienstzweig 17 - Hilfsdienst  2 0 2 100,00%

     -  Dienstzweig 54 - Rechnungs- (Buchhaltungs-)dienst1 1 0 0,00%  1 1 0 0,00%

     -  Dienstzweig 56 - gehobener Verwaltungsdienst2 2 0 0,00%  1 0 1 100,00%

     -  Dienstzweig 69 - Rechnungsfachdienst   4 0 4 100,00%

     -  Dienstzweig 71 - Verwaltungsfachdienst1 1 0 0,00% 4 0 4 100,00% 4 0 4 100,00%

     -  Dienstzweig 78 - mittlerer Erzieherdienst   1 0 1 100,00%

     -  Dienstzweig 85 - mittlerer Verwaltungs- und Kanzleidienst   3 0 3 100,00%

 - Dienstzweig klk 1 0 1 100,00%  1 0 1 100,00%

 - Dienstzweig Musikschullehrer 1 1 0 0,00%  17 11 6 35,29%

 Summe 8 7 1 12,50% 6 1 5 83,33% 78 27 51 65,38%

Leitung Zwischenvorgesetzte andere Bedienstete

GESAMTSTATISTIK - Bedienstete  (Rathaus, Bauhof, Friedhof, Kinderbetreuung, Kindergärten, Volksschule, Musikschule)

Frauen: 56 Männer: 36

Gesamt:
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 Lehrlinge w %Frauen

 - Verwaltungsassistent 2 100,00%

 - ……………..

 - ……………..

 Summe 2 100,00%

gesamt m

2

2
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Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat wolle der Empfehlung der NÖ Gleichbehandlungskommission folgen und das im 
Sachverhalt formulierte Gleichstellungs- und Frauenförderprogramm der Stadtgemeinde Neulengbach 
beschließen. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: DIR zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  14. Vertrag über die Benützung von öffentlichem Wassergut für den 
Generationen-Fitness-Park 

Berichterstatterin: STRin Maria Rigler 

 

Sachverhalt: 

 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Neulengbach hat die Errichtung eines Generationen-Fitness-
Parks beschlossen.  
 
Dieser Generationen-Fitness-Park soll entlang der Großen Tulln auf dem Grundstück mit der Parz.Nr. 
923/12, EZ 824, KG Tausendblum (Eigentümerin: Republik Österreich – öffentliches Wassergut) an-
gesiedelt werden. Dieser Platz ist optimal erreichbar, liegt direkt am Radweg und die Fläche grenzt an 
keine Straße mit öffentlichem Verkehr. In diesem Zusammenhang ist nachfolgender Vertrag über die 
Benützung der gegenständlichen Fläche übermittelt worden: 
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Vorberatung:  
Diese Angelegenheit wurde in keinem Ausschuss behandelt 
 
Zuständigkeit: 
Gem. § 35 Abs. 22 lit. h NÖ GO ist die Zuständigkeit für den Gemeinderat gegeben. 
 

Finanzierung: 
Eine Bedeckung des Jahresentgeltes für die ersten fünf Jahre ist im Rahmen des Vh 6 im VA 2018 
gegeben; für die Folgejahre ist eine entsprechende Bedeckung vorzusehen. 
 
 

Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat möge den Vertrag WA1-ÖWG-35055/122a-2018 zwischen der Republik Österreich, 
vertreten durch die Landeshauptfrau von NÖ als Verwalterin des Öffentlichen Wassergutes, und der 
Stadtgemeinde Neulengbach, über die Inanspruchnahme von öffentlichem Wassergut, für die Errich-
tung eines Generationen-Fitness-Parks, beschließen. 
 
Als Jahresentgelt für die Grundbenützung (siehe Punkt II.4. des Vertrages) wird ein Betrag von derzeit 
€ 151,47 vereinbart. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: AV zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  15. Korrektion Grenzverlauf Langstadlingerweg 

Berichterstatter: STR Jürgen Rummel 

 

Sachverhalt: 
 

 
Im Zuge der Vermessung des Gundstückes Nr. 534/41 in der KG Tausendblum hat sich her-
ausgestellt, dass der Katasterstand des angrenzenden Weges Grundstück Nr. 534/27 KG 
Tausendblum (Langstadlingerweg) nicht mit dem Naturstand übereinstimmt. Es wurden mit 
sämtlichen betroffenen Grundeigentümern Gespräche geführt und haben sich diese bereit 
erklärt den Rechtsstand an den Naturstand anzugleichen.  
 
Die Vermessung Schubert ZT GmbH, 3040 Neulengbach, Ulmenhofstraße 233, wurde daher 
mit der Grenzvermessung des Langstadlingerweges beauftragt und der Teilungsplan GZ 
41127 vom 20.09.2017 vorgelegt. 
 
Aufgrund des vorliegenden Teilungsplanes GZ 41127 vom 20.09.2017 der Vermessung 
Schubert ZT GmbH, 3040 Neulengbach, Ulmenhofstraße 233, werden folgende Trennstücke 
im Gesamtausmaß von 64 m² in der KG 19753 Tausendblum in das öffentliches Gut der 
Stadtgemeinde Neulengbach übernommen und als öffentliche Verkehrsfläche ausgewiesen: 
 
Trennstück 2 im Ausmaß von 36 m² von Gst. 534/9 (Bitter) zu Gst. 534/27 (ö. Gut), 
Trennstück 5 im Ausmaß von 21 m² von Gst. 534/10 (Stolzlederer/Wiesinger) zu Gst. 534/27 
(ö. Gut), 
Trennstück 6 im Ausmaß von 3 m² von Gst. 534/8 (Pleichl) zu Gst. 534/27 (ö. Gut), 
Trennstück 7 im Ausmaß von 4 m² von Gst. 534/33 (Felsner) zu Gst. 534/27 (ö. Gut), 
 
Weiters werden aufgrund des o.a. Teilungsplanens folgende Trennstücke im Gesamtausmaß 
von 45 m² in der KG 19753 Tausendblum vom öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Neuleng-
bach ausgeschieden und als öffentliche Verkehrsfläche aufgelassen: 
 
Trennstück 8 im Ausmaß von 14 m² von Gst. 534/27 (ö. Gut) zu Gst. 534/33 (Felsner), 
Trennstück 9 im Ausmaß von 2 m² von Gst. 534/27 (ö. Gut) zu Gst. 534/40 (Mennel), 
Trennstück 10 im Ausmaß von 29 m² von Gst. 534/27 (ö. Gut) zu Gst. 534/41 (Aschenbren-
ner). 
  
Die Differenz der Fläche zugunsten des Langstadlingerweges beträgt 19 m². Der Tausch 
erfolgt unentgeltlich. Die grundbücherliche Durchführung des Teilungsplanes gemäß § 15 
LTG wird im Wege des Vermessungsamtes St. Pölten durchgeführt. Die Gebühren für die 
grundbücherliche Durchführung in Höhe von € 44,-- werden von der Stadtgemeinde Neu-
lengbach getragen. Die Kosten für den Teilungsplan wurden bereits von den Liegenschafts-
eigentümern übernommen.  
 
Gemäß § 4 Zf. 3 lit. b) NÖ Straßengesetz 1999 LGBl. 8500 i.d.g.F. liegt eine öffentliche Ge-
meindestraße jedenfalls mit der ersten nachweislichen Information der Öffentlichkeit über ein 
konkretes Straßenbauvorhaben vor. Als erste nachweisliche Information der Öffentlichkeit 
über ein konkretes Straßenbauvorhaben gilt bei bestehenden Straßen oder Straßenbauvor-
haben einer Gemeinde die Widmung als öffentliche Verkehrsfläche im Flächenwidmungs-
plan. Der bezughabende Teilungsplan GZ 41127 vom 20.09.2017 der Vermessung Schubert 
ZT GmbH, 3040 Neulengbach, Ulmenhofstraße, liegt im Gemeindeamt zur Einsicht auf. Die 
in diesem Teilungsplan ausgewiesenen Trennstücke 2, 5, 6 und 7 werden in das öffentliche 
Gut der Stadtgemeinde Neulengbach übernommen und als öffentliche Verkehrsfläche aus-
gewiesen. Die in diesem Teilungsplan ausgewiesenen Trennstücke 8, 9 und 10 werden aus 
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dem öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Neulengbach ausgeschieden und als öffentliche 
Verkehrsfläche aufgelassen.  
Die Widmung im Flächenwidmungsplan ist beim nächsten Änderungsverfahren des örtlichen 
Raumordnungsprogrammes zu berücksichtigen. Es sind somit die Voraussetzungen des § 4 
Z. 3 lit. b) NÖ Straßengesetz 1999 LGBl. 8500 i.d.g.F. erfüllt.  
 
Vorberatung: Die Angelegenheit wurde in keinem Ausschuss vorberaten. 
 
Zuständigkeit: Gemäß § 35 NÖ Gemeindeordnung ist die Zuständigkeit des Gemeinderates 
gegeben. 
 
 

Finanzierung: 
Keine unmittelbare finanzielle Auswirkung. Die Verfahrenskosten von EUR 44,-- werden von der Ge-
meinde getragen und die Bedeckung ist im OH des VA 2018 gegeben. 
 

Anlagen: 
 

AZ 2287/2017 

KUNDMACHUNG 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Neulengbach hat in seiner Sitzung am 04.09.2018 
folgenden Beschluss gefasst: 
 
Die im Teilungsplan GZ 41127 vom 20.09.2017 der Vermessung Schubert ZT GmbH, 3040 
Neulengbach, Ulmenhofstraße 233, angeführten Trennstücke in der KG 19753 Tausend-
blum, und zwar  
 
Trennstück 2 im Ausmaß von 36 m² von Gst. 534/9 (Bitter) zu Gst. 534/27 (ö. Gut), 
Trennstück 5 im Ausmaß von 21 m² von Gst. 534/10 (Stolzlederer/Wiesinger) zu Gst. 534/27 
(ö. Gut), 
Trennstück 6 im Ausmaß von 3 m² von Gst. 534/8 (Pleichl) zu Gst. 534/27 (ö. Gut), 
Trennstück 7 im Ausmaß von 4 m² von Gst. 534/33 (Felsner) zu Gst. 534/27 (ö. Gut), 
 
im Gesamtausmaß von 64 m², werden in das öffentliches Gut der Stadtgemeinde Neuleng-
bach übernommen und als öffentliche Verkehrsfläche ausgewiesen. 
 
Die im Teilungsplan GZ 41127 vom 20.09.2017 der Vermessung Schubert ZT GmbH, 3040 
Neulengbach, Ulmenhofstraße 233, Trennstücke in der KG 19753 Tausendblum, und zwar  
 
Trennstück 8 im Ausmaß von 14 m² von Gst. 534/27 (ö. Gut) zu Gst. 534/33 (Felsner), 
Trennstück 9 im Ausmaß von 2 m² von Gst. 534/27 (ö. Gut) zu Gst. 534/40 (Mennel), 
Trennstück 10 im Ausmaß von 29 m² von Gst. 534/27 (ö. Gut) zu Gst. 534/41 (Aschenbren-
ner), 
 
im Gesamtausmaß von 45 m², werden vom öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Neuleng-
bach ausgeschieden und als öffentliche Verkehrsfläche aufgelassen. 
 
Gemäß § 4 Zf. 3 lit. b) NÖ Straßengesetz 1999 LGBl. 8500 i.d.g.F. liegt eine öffentliche Ge-
meindestraße jedenfalls mit der ersten nachweislichen Information der Öffentlichkeit über ein 
konkretes Straßenbauvorhaben vor. Als erste nachweisliche Information der Öffentlichkeit 
über ein konkretes Straßenbauvorhaben gilt bei bestehenden Straßen oder Straßenbauvor-
haben einer Gemeinde die Widmung als öffentliche Verkehrsfläche im Flächenwidmungs-
plan. Der bezughabende Teilungsplan GZ 41127 vom 20.09.2017 der Vermessung Schubert 
ZT GmbH, 3040 Neulengbach, Ulmenhofstraße, liegt im Gemeindeamt zur Einsicht auf. Die 
in diesem Teilungsplan ausgewiesenen Trennstücke 2, 5, 6 und 7 werden in das öffentliche 
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Gut der Stadtgemeinde Neulengbach übernommen und als öffentliche Verkehrsfläche aus-
gewiesen. Die in diesem Teilungsplan ausgewiesenen Trennstücke 8, 9 und 10 werden aus 
dem öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Neulengbach ausgeschieden und als öffentliche 
Verkehrsfläche aufgelassen.  
Die Widmung im Flächenwidmungsplan ist beim nächsten Änderungsverfahren des örtlichen 
Raumordnungsprogrammes zu berücksichtigen. Es sind somit die Voraussetzungen des § 4 
Z. 3 lit. b) NÖ Straßengesetz 1999 LGBl. 8500 i.d.g.F. erfüllt.  
 
Neulengbach, am 04. Sept 2018 

Der Bürgermeister: 
 
 
 
Franz Wohlmuth 

Angeschlagen am: 05.09.2018 
 Abgenommen am:  20.09.2018 
 
 
 

Beschlussantrag: 
 

1. Der Gemeinderat wolle die Ausweisung der im Teilungsplan GZ 41127 vom 20.09.2017 
der Vermessung Schubert ZT GmbH, 3040 Neulengbach, Ulmenhofstraße, angeführten 
Trennstücke 2, 5, 6 und 7 im Gesamtausmaß von 64 m² (Grundbuch 19753 Tausend-
blum) als öffentliche Verkehrsfläche sowie die Übernahme in das öffentliche Gut be-
schließen. 

 
2. Der Gemeinderat wolle die Auflassung der im Teilungsplan GZ 41127 vom 20.09.2017 

der Vermessung Schubert ZT GmbH, 3040 Neulengbach, Ulmenhofstraße 233, ange-
führten Trennstücke 8, 9 und 10 im Gesamtausmaß von 45 m² (Grundbuch 19753 Tau-
sendblum) als öffentliche Verkehrsfläche sowie die Ausscheidung aus dem öffentlichen 
Gut beschließen. 

 

3. Der Gemeinderat wolle den Teilungsplan GZ 41127 vom 20.09.2017 der Vermessung 
Schubert ZT GmbH, 3040 Neulengbach, Ulmenhofstraße 233, (Grundbuch 19753 Tau-
sendblum) beschließen, wobei die Kosten für den Teilungsplan von den Liegenschaftsei-
gentümern getragen werden. Die Gebühren für die grundbüchrliche Durchführung in Hö-
he von € 44,-- werden von der Stadtgemeinde Neulengbach übernommen. 

 

 

 

Beschluss: 
 

1. Der Antrag wird angenommen 
2. Der Antrag wird angenommen 
3. Der Antrag wird angenommen 

 

 

Abstimmungsergebnis: 
 

1. Einstimmig 
2. Einstimmig 
3. Einstimmig 

 

  

Sachbearbeiter: BA zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  16. Kriegerpark - Versetzung des Kriegerdenkmals 

Berichterstatter: STR Gerhard Schabschneider 

 

Sachverhalt: 
 

Im Zuge des Projektes „Stadterneuerung“ (STERN) ist die Umgestaltung des Kriegerparks 
angedacht. Als erster Schritt ist die Versetzung des Kriegerdenkmals vom Kriegerpark zum 
Neulengbacher Friedhof geplant. Da das Denkmal aus drei Teilen besteht, müssen diese für 
einen ordnungsgemäßen Transport im Fundament mit Stahlwinkel verschweißt und ver-
schraubt werden, sodass das Denkmal von einem sog. „Käfig“ sicher getragen werden kann. 
Für die Durchführung dieser Arbeiten samt Transport und Wiederversetzung liegt ein Ange-
bot der Firma PSM Metalltechnik e. U., Kummergasse 103, 3040 Neulengbach in der Höhe 
von 14.964,-- Euro (inkl. Ust.) vor.  
 
Vorberatung: Die Angelegenheit wurde im Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus am 
23.8.2018 behandelt.   

 
Zuständigkeit: Gem. § 35 Z. 22 NÖ GO ist die Zuständigkeit für den Gemeinderat gegeben. 
 
 

Finanzierung: 

Eine Bedeckung ist im VA 2018 unter dem VH 20, 5/815000-050040, Neugestaltung Krie-
gerpark bis zu einer Höhe von € 13.800,-- gegeben. Der Rest ist aus dem Ergebnis des oH 
2018 zu bedienen. 
 
 

Beschlussantrag: 
 

Der Gemeinderat wolle die Beauftragung der Firma PSM Metalltechnik e. U., Kummergasse 
103, 3040 Neulengbach mit der Versetzung des Kriegerdenkmals vom Kriegerpark zum 
Friedhof Neulengbach mit einer Auftragssumme in der Höhe von 14.964,-- Euro (inkl. Ust) 
beschließen.  
 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: BA zugeteilt am: erledigt am: 
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Ende der Sitzung um 20.26 Uhr. 

 

PROTOKOLLFERTIGUNG 

 

   

Bgm. Franz Wohlmuth AL Christian Kogler 

Vorsitzender Schriftführer 

     

   

 
 
 
Dieses Protokoll wurde in der Sitzung am  
genehmigt/abgeändert/nicht genehmigt*) 
 
*) nicht zutreffendes bitte streichen 
 
 
 
 
X Protokollbeilagen bilden einen integrierenden Bestandteil dieses Protokolls. 


